
Aktenzeichen:

Z„BA;„}ZZQÄ I m N a m e n d e 3 V o 1 k e e

Verkündet am In Sachen

30.August 1955 l „

„-... v.».v. - ,

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter:

gegen

die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar—
beitslosenversichcrung in Nürnberg, Frauentor—
graben 33 —35,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

— vertreten durch den Bundesverwaltungsoberrat

hat der 7° Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 30. August 1955,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr. B e r n d t
‘ als Vorsitzender,

Bunde8richter Dr. S c h m e i_ß e r und

Bundesrichter Dr. K l ä B

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Bernhard L u m e r und
Bundessozialrichter Walter G r a e f

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Kläger wird das Urteil des

Hessischen Landesscziälgerichts vom 25. August 1954

aufgehoben,

Die Sache wird zur anderweitigen Verhandlung und

Entscheidung an das Landeesozialgericht zurückver—

wiesen°
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I, Der Kläger'
‚

war als 0perettentén0r
vom

l„September 1950 bis zum 26.August 1951 beim Stadttheater

vom l6.August 1951 bis zum 15.August 1952 beim

Stadttheater die Klägerin ”
, seine

Ehefrau, als Operettensängerin vom
1.Ja■■äf 1951 ab bei den—

selben Theatern beschäftigt. Naeh Übersiedlung in die Bundes—

republik waren beide vom l.September 1952 bis zum 20„Juni

1953 beim Stadttheater tätig‚ Am 22„Juni 1953 meldeten

sie sich beim Arbeitsamt Darmstadt arbeitslos° Dieses bewil—
ligte ihnen die versicherungsmäßige Arbeitslosenunterstützung

(Alu) je für 26 Wochen°

Die späteren Anträge der Kläger, wegen
"ununterbrochener

ver—
sieherungspflichtiger Beschäftigung" von

mehr als 104 Wochen

die Alu—Bezugsdauer auf 52 Wochen zu verlängern, wurden vom

Arbeitsamt abgelehnt, da die Beschäftigung in der Zeit vom
16° bis zum 3l„August 1952 unterbrochen gewesen sei, Ihr

Widerspruch hiergegen wurde als unbegründet zurückgewiesen°

Auf Grund ihrer Klagen beim Sozialgericht Darmstadt, die ge—

mäß @ 113 Abs„l des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) verbunden wu1—
den, hob dieses durch Urteil vom 28.Mai 1954 die ■iderspruchs»

‘beseheide auf und erkannte dahin, daß die beklagte Bundesan—

stalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitlesenversieherung den

Klägern Alu für je 52 statt 26 Wochen zu gewähren habe° Es

nahm an, daß die Kläger vom 16. bis zum 31„August 1952 nicht

arbeitslos im Sinne des Gesetzes und daher die versicherunge—

pfliehtigeniBeschäftigungen nicht unterbrochen waren, da wäh—

rend dieser kurzen Zeitspanne Vermittlungsfähigkeit nicht an—

zuerkennen sei, ein Schauspieler, der bereits einen Vertrag

für die neue Spielzeit habe, sich selbst auch während einer“

solchen Pause nicht als arbeitslos fühle°

Die Rechtsmittelbelehrung enthielt den Hinweis, daß gemäß

@143 SGGBerufung.eingelegt werden könne°
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II° Mit Schriftsatz vom 4„August 1954 legte der Präsident des
Landesarbeitsamts Hessen für die Bundesanstalt Berufung
beim Hessischen Landessozialgericht in Darmstadt ein. Dabei

war bei der Bezeichnung der Kläger nicht vermerkt, daß die—

se im Verfahren vor dem Sozialgericht durch einen Rechtsan—

walt vertreten waren° Zur mündlichen Verhandlung am 25„Au—l

gust 1954 wurden deshalb nur die Kläger persönlich geladent

Erst mit Schreiben vom 19„August wurden Abschrift der Be—

rufungsschrift und Mitteilung über die Terminsanberaumung

auch dem ?rozeßbevollmächtigten übersandt, jedoch ohne förm—
liche Zustellung° Dieser äußerte sich zu der Berufung mit ‘

einem Eilbrief vom 23„August, der am 25„August beim Landes;

sozialgericht einging, dem zuständigen Senat jedoch erst

am 26„August, also nach der Verhandlung, vorgelegt wurde°

Mit Urteil vom
25„August 1954 hob das Hessische Landessozial—

gericht das Urteil des Sozialgerichts Darmétadt vom 28„Mai

‚1954 auf, Bezüglich der Zulässigkeit der Berufung vertrat es
die Auffassung, daß nur darüber Streit bestanden habe, ob

den Klägern Alu für 26 oder 32 Wochen zu gewähren sei, Des—

halb sei die Berufung an sich gemäß 5 144 Abs.l Nro2 SGG
unzulässig gewesen° Die in dem angefochtenen Urteil erteilte

Rechtsmittelbelehrung habe aber als Zulassung nach 5 150

Nr„l SGG angesehen werden können, zumal es sich um eine

Rechtssache von grundsätzlicher Bedeutung gehandelt habe
‘

und die Zulassung der Berufung auf ausdrücklichen Antrag der

Beklagten in der mündlichen Verhandlung—am 28„Mei 1954 er—?

folgt sei° ' v ‘

Materiell—rechtlich kam das Landessozialgericht zu dem Er—

gebnis, daß die versicherungspflichtige Beschäftigung un—

terbrochen gewesen sei, da nach Beendigung der Spielzeit in

'Plauen kein Beschäftigungsverhältnis mehr vorgelegen habe,

Das Landessozialgericht sprach sich auch gegen den Dienst—

blatterlaß der Bundesanstalt Nr„466/53 vom 9.0ktober 1953

aus, in dem diese den Arbeiteämtern empfohlen hat, in sinn—

\gemäßer Anwendung der Grundsätzlichen Entscheidung Nr„4008

des früheren Reichsversicherungsamtes den unmittelbaren

..4...
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


IIIO

_ 4 _,

Anschluß einer Beschäftigung an eine frühere noch als gewahrt

_anzusehen, wenn die neue Beschäftigung so schleunig aufgenom—

men werden sei, als dies dem Arbeitnehmer nach den ganzen Um—

ständen billigerweise zugemutet werden könne° Der in diesem

Erlaß verwendete Begriff "ohne schuldhaftes Zögern" führe zu
ungleicher Behandlung gleicher Tatbestände° Die Begrenzung diem

ser Zwischenzeit auf 7 Tage in dem weiteren Dienstblatterlaß

Nr„33/54 vom 20.Januar 1954 sei unverständlich° Der Gesetzge—
ber habe etwaige mit seiner Regelung verbundene Härten in Kauf

nehmen wollen, Abgelehnt wurde auch die Auffassung des Sozial—
gerichts, darauf abzustellen, ob während der Zeit zwischen den
Beschäftigungsverhältnissen Arbeitslosigkeit im Sinne des AVAVG

vorgelegen habe„

Das Landessozialgericht hat die Revira ion nicht zugelassen°

Das Urteil ist dem Prozeßbevollmächtigten der Kläger, Rechtsan—'

welt '
, am 11„September 1954 zugestellt werden, Mit

Schrift satz vom 21 September 1954— beim Bundessozialgericht
eingegangen am 22„September — hat dieser Revision eingelegt und

beantragt das Urteil des Landes sozialgerichts aufzuheben und

in der Sache selbst entsprechend den Anträgen und dem Urteil

erster Instanz zu erkennen° Gerügt wird als weeentlicher Ver—

fahrensmangel die Verletzung der_@@ 73 dbs„3, 110 Satz 1 153

SGG, da Berufungsschrift und Ladung nicht dem Prozeßbevollmäch—

tigten zugestellt worden seien° '

Die BundesanStalt als Revisionsbeklagte hat mit Schriftsatz vom

4 Februar 1955 beantragt, die Revision als unzulässig zu verweI«

fen,-hilfsweise, sie als unbegründetZurück2uweisen° Die Nicht;

*beachtung des 5 73 Abs„3 SGG sei gemäß 5 187 Zivilprozeßordnung

(ZPO) in Verbindung mit 5 202 SGG dadurch als geheilt anzusehen

daß dem Brozeßeevollnechtigten der Klä 7er die Ladung zum Termin

und der Schriftsatz der Bundesanstalt
am 20 Angus t 1954 noch

zugegangen seien° Eine beachtliche Verletzung der @@104,110

SGG liege nicht vor, da es sich nur um Ordnungsvo rschriftcn han»

deleo Der etwaige Mangel sei im übrigen dadurch behoben, daß

der Kläger
..

für sich und für die Klägerin in der
mündl_iehen Verhandlu.ng vor dem Landessozialgericht am 25„August

%4 ohne Rüge zur Sache verhandelt und Anträge gestellt habe,

'Nach 9 295 Abs„l ZPO in Verbindung mit 5 202 SGG könne deshdlb
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 5 „

der Mangel nachträglich nicht mehr gerügt werden° Das

letztere haben die Kläger unter Hinweis auf 5 62 SGG mit

Schriftsatz vom 28„Februar 1955 bestritten„‚

Im einzelnen wird auf die Schriftsätze Bezug genommen°

Das Gericht hatte zunächst
zu prüfen, ob die Retision.statt—

haft ist sowie ob sie frist— und formgerecht eingelegt

und begründet wurde°

Bei der Frage der Statthaftigkeit.war weiter festzustellen,

ob nicht etwa bereits die Berufung unstatthaft
war (vgl.

RGZ 151 3,45; ebenso Peters—Sautter—Wolff‚ Kommentar zur
Sozialgerichtsbarkeit, Anm„l zu @ 169 SGG, und Baumbach—

‚
Lauterbach, Zivilprozeßordnung, 22.Aufl., Anm.l zu 5 554 a),'

Während das Sozialgericht in seiner Rechtsmittelbelehrung

die allgemeine Berufung gemäß @ 143 SGG für gegeben ansah,

stellte sich das Landessozialgericht auf den Standpunkt,

daß nur eine Berufung nach @ 144 Abs.1 Nr„2 in Verbindung

mit ® 150 Nr.l SGG in Frage komme, und legte die Rechte—

mittelbelehrung als Zulassung nach @ 150_Nr°1 SGG aus°

Die Auffassung des Landessozialgerichts ist unzutreffendo

Nach 5 144 Abs.1 Nr„2 SGG ist die Berufung nicht zulässig

bei Ansprüchenauf wiederkehrende Leistungen für einen Zeit—‘

raum bis zu 13 Wochen (drei Mönaten). Sie wird in einem
solchen Falle gemäß 5 150 Nr.l SGG zulässig, wenn das So—

zialgericht sie wegen
grundsätzlicher Bedeutung der'Rechte—

sache im Urteil seinerseits zuläßt. Aber um einen Fall naeh

5 144 Abs„l Nr„2 see handelt es sich hier nieht. Es ist zwar
richtig, daß die Kläger Alu für 6 weitere Wochen begehrten,

so daß sie rein äußerlich einen Verlängerungsantrag stellten°

Aber sie konnten den Antrag gar nicht anders fassen, nach—

dem ihnen Ende Juni 1953 die Alu für 26 Wochen bewilligt

worden war und erst das Gesetz zur Änderung und Ergänzung

von Vorschriften auf dem Gebiete der Arbeitslosenversiche—

rung und der Arbeitslosenfürsorge vom 24.August 1953

(BGBI„I 3.1002) - in Kraft getreten am 1.August 1953 —
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die Möglichkeit einer 52—uöchigen Bezugsdauer eröffnete. es
ist aber auch ohne Bedeutung, welche \Yorte die Kläcger ge\ehlt

haben. intscheidend ist nur der eigentliche Streitg enstand.
1

Nach @ 99-Abs. 1 Satz 5 AVAVG i.d.F. des-Änderun ngs et'c es vom
24° August 1953 beträgt bei Arbeitslosen, die Rent 0 aus der'

Rentenversicherung
...„ wegen Alters, Invalidität oder Berufs—

unfähigkeit nicht beziehen, nach ununterbrochener versicherungs

pflic htiger Beschäft1gung von 104 Wochen vor de r Arbeitslos—

meldung die Unterstütz ungs dauer 32 Wochen. Das Gesetz bewilligt

also nicht etwa zu der bis dahin Mel enden Hö w1etbezugsdauer

von 26 Wochen die Alu für eine weitere Bezugsseanne_hinzu,

sondern es ersetzt für diejenigen Arbeitslosen, welche die Vor—

aussetzungen erfüllen, die 26—W0chen—Bezugsdaucr durch eine

32—Wochen—Bezugsdauer. Das Arbeitsamt hat also in diesen Fällen

keine„Yerlängerungsverfügung zu erlassen, sonde1n die 302 ugs—

dauer neu festzusetzen, wenn sich de S auch 1m praktischen Ver—

waltungseetrieb äußerlich kaun1unte1scheidcn mag Weil die

l‘"er aber diesen ande1s geagnteten Unter5tutsungsansorucn

geltend machen, handelt es sich — sogar
abgesehen

von der Länge

der strittigen Unterstützungsdauer — nicht um einen Wall des

@ 144 Abs. 1 Nr. 2 SGG, sondern um die Geltendmachung eine

besonderen knsgruchs. Für diese Frage war aber die allge31eine—

Beru1ung nach 5 143 SGG zulässig, so daß von dieser Seite gegen

die Stattha1tigkeit der Revision keine Bedenken beewt nden°

Es kann dahingestellt bleiben, ob das Lendessozialge1icht die

Revision nicht bereits nach @162 Abs. 1 Nr. 1 SGGhätte zu—
lassen müssen, weil es sich um eine Rechtsfrege von grundsätz—

licher Bedeutung handelt Die Revision ist nämlich nech @ 162

Abs. 1 Nr„ 2 SGG statthait.

Wie'dargelegt‚ war Rechtsanwalt er W, in der Beruiungs—

schrift.des Präsidenten des Landeserbeitsamts Hessen nicht als

Prozeßbevollmächtigter der Kläger genan.n.t Die Berufungsschrift

vom—3a August 1954 ist beim Landessozialgericht am 4. August

eingegangen. Am 5. August wurde bereits Termin zur mündlichen—

Verhandlung auf den 2“; August 1954 angesetzt und das persön—

liche Erscheinen der Kläger angeordnet. An demselben Tage hat

der Berichterstatter die Akten des Sozialgerichts angefordert.

Diese gingen am 12. August bein Landessozialgericht ein. Wann

_ 7 _
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sie der Berichterstatter erhalten hat, ergibt sich nicht aus
den Akten. Jedenfalls hat er mit Schreiben vom 19. August dem

Rechtsanwalt Dr° W mitgeteilt: ' J'

"In der Berufungssache Eheleute H
... erhalten Sie

anliegende Abschrift der Berufungsklage und der Mittei—

lung über die Anberaumung des Termine zur mündlichen

Verhandlungauf Mittwoch, den25. August1954,vormit—
tags ll Uhr .,.".

Eine Zustellung der Berufungsschrift und der Ladung an
Rechts?

anwalt Dr. W, ist nicht erfolgt, obwohl nunmehr dem Landes—

sozialgericht die Bevollmächtigtenstellung von Dr.W. bekannt

war° An der Nichtzustellung ändert auch nichts, daß Dr. W,

unter dem 20° August 1954 einen ihm am 19. August mitüber—

sandten Vordruck unterschrieben hat, wonach er bestätigt,

"Ausfertigung der Ladung" erhalten zu haben. Nach 5 73 Abs. 3

SGG sind, wenn ein Bevollmächtigter bestellt ist, die Mittei—

lungen des Gerichts an ihn — und nur an ihn — zu richten. Hin-

zukommt, daß nach 5 104 SGG, dessen Verletzung zwar nicht‚dem

Paragraphen nach, aber inhaltsmäßig mitgerügt werden ist, der

Vorsitzende eine Abschri■t der Klage an die übrigen Beteiligten

mit der Aufforderung übersendet, sich schriftlich zu äußern,,

Für die Äußerung kann eine Frist gesetzt werden, die nicht :

kür2er als ein.Monat sein soll; Ort und Zeit der mündlichen

Verhandlung teilt der VOrsitzende den Beteiligten, hier also‘

für die Kläger dem Prozeßbevollmächtigten, nach 5 110 Satz 1

SGG in der Regel zwei Wochen vorher mit„ ‘

l

Die Vorschriften der 55 104, 110 SGG stellen zwar nur
Ordnunés—

vorschriften dar, und ihre Verletzüng würde die Revision an ‘

sich nicht begründen° Jedoch darf das rechtliche Gehör gemäß:

@62 sec nicht beeihträchtigt‘werden° ’

Rechtsanwalt Dr° W’ ‘ hat geltend gemacht, daß ihm das

Schreiben vom 19° August 1954 am Freitag, dem 20° August, kurz

—vor Büroschluß zugegangen sei° Da sein Büro am Sonnabend mit

Rücksicht auf die Gerichtsferien geschlossen gewesen sei, habe

er seine Erwiderung erst am Montag, den 23. August, diktieren

können, Wie sich aus dem'Poststempel auf dem Briefumschlag bei

den Akten des Landessozialgerichts ergibt, hat er seinen Schrift-
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satz vom 23° August an
demselben Tage als Eilbrief an das Lan—I

dessozialgericht abgeschickt, und er konnte annehmen, daß der

Brief noch rechtzeitig vor der mündlichen Verhandlung beim

Gericht eintreffen werdet Dem Eingangsstémpel_nach ist der Bil—

brief aber erst am 25. August, also am Tage der mündlichen Ver—

handlung, beim Landessozialgericht eingegangen und dem zustän-

digen Senat zugeschrieben werden. Vorgelegt ist er diesem nach

einem Aktenvermerk erst am 26. August; er konnte deshalb nicht

mehr Gegenstand der Verhandlung werden„

In seinem Schriftsatz hatte Rechtsanwalt Dr. W "“ {' beantragt
die Berufung der Bundesanstalt zurückzuweisen, notfalls aber
eine gutschtliche Stellungnahme des De ' %£

K.
‚

und der Genossenschaft Deutscher Buhnenangeh011ger in
Hamburg darüber einzuholen, daß eine Pause von zwei Wochen von
den beteiligten Berufskreisen ohne jede Einschränkung als eine
ununterbrochene Beschäftigung angesehen Werder;

Ob das Gericht diesem Antrag stattgegeben hätte,und ob das Gut—

achten in dem gedachten Sinne ausgefallen wäre, kann dahinge—

stellt bleiben. Es ist jedenfalls nicht auszuschließen" daß der

Prozeßbevollmächtigte, wenn ihm BerufungssChrift und Ladung

rechtzeitig zugestellt worden wären, auf die erwähnte oder auch

noch auf andere Art die Interessen seiner Auftraggeber besser

hätte wahren und daß das Urteil dadurch hätte beeinflußt werden

können° Deshalb ist die nicht rechtzeitige Zustellung der Beru—

fungsschrift und der Ladung an den Prozeßbevollmächtigten als

wesentlicher Verfahrensmangel anzuerkennen (vgl„ dazu Urteil

des Bayer„ LVA° v. 315.1914 - EuM. Ba‚5 s‚ 413 - und des RVA„

vo 1102‚1915 - EuM„Bd. 8 s. 385 —), und es ist auch die Voraus—

4
setzung des 5 162 Abs. 2 see erfüllt„

Der Einwand der Bundesanstalt, dieser Mangel könne nach 5 202

SGG in Verbindung mit @ 295 Abs. 1 ZPO nicht mehr gerügt werden,

weil der Kläger W H 1 in der mündlichen Verhandlung des

Landessozialgerichts vom 25. August 1954 erschienen sei sowie

für sich und seine Ehefrau zur Sache verhandelt und Anträge ge—

stellt habe, ohne den Mangel der nicht ordnungsmaßigen Ladung

ihres Prozeßbevollmächtigten zu rügen, konnte demgegenüber keinen

Erfolg haben. Zwar kann nach @ 295 ZPO die Verletzung einer das

Verfahren betreffenden Vorschrift nicht mehr gerügt werden, wenn

die Partei auf die Befolgung der Vorschrift verzichtet oder wenn

_9_
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_ 9 _
sie bei der nächsten mündlichen Verhandlung den Mangel nicht

gerügt hat, obgleich sie erschienen und ihr der Mangel bekannt

war oder hätte bekannt sein müssen. Ein Anhaltspunkt dafür, daß

eines dieser Merkmale zutrifft, ist jedoch nicht festzustellen-

gewesen° Insbesondere geht aus der Sitzungsniederschrift nicht_

hervor, daß der Kläger W— H; über die Vorschrift vom Vor—

sitzenden belehrt worden ist° Das aber oder ein anderer klarer

Hinweis wäre zu fordern, wenn man annehmen wollte,_daß der Kläger

den Mangel trotz Kenntnis oder Kennenmüssens nicht gerügt hätte

ivgl° Baumhach—Lauterbach, ZPO, 22. Aufl., Anm. 2 C zu 5 295);

Er hatte deshalb das Rügerecht für das Revisionsverfahren nicht

verloren°

VIONaCh alledem war die Revision, die form- und fristgerecht einge-

legt und begründet werden ist, als zulässig anzuerkennen°

Ob sie auch materiell-rechtlich zum
Erfolg führt, konnte das

Bundessozialgericht nicht entscheiden, da angesichts der Beein—

trächtigung des rechtlichen Gehörs nicht feststeht, wie die tat—
sächlichen Feststellungen des angefochtenen Urteils bei Vermeidung

des Verfahrensmangels ausgefallen wären° Deshalb mußte das Urteil

gemäß @ 170 Abs° 2 Satz 2 SGG aufgehoben und die Sache zur ander—

weitigen Verhandlung und Entscheidung an das Landessczialgeridht

(
"zurückverwiesen werden,

Allerdings konnte der Senat zu der maßgeblichen Rechtsfrage bereits

in folgendem Rahmen Stellung nehmen:
}

V3KLMitder Vorschrift des @99 Abs. 1 Satz 3 a.ä.0.‚ wonachArbeits-
lose nach längerer ununterbrochener versicherungspflichtiger Be—

schäftigung die Alu für eine erhöhte Bezugsdauer erhalten können,

wollte der Gesetzgeber denjenigen Arbeitslosen eine besondere Ver-

günstigung einräumen, die überhaupt nicht oder bedeutend weniger

als andere die Versicherungsleistungen in Anspruch genommen haben°

Diese Vorschrift stellt eine Ausnahme von der Regel des 5 99

Abs° 1 Satz 1 und 2 AVAVG dar und ist deshalb nach allgemein an—

erkanntem Rechtsgrundsatz eng auszulegen° Eine Härteklausel sieht

das Gesetz nicht vor,

Der Begriff der ununterbrochenen versicherungspflichtigen Be—

schäftigung im Sinne des 5 99 Abs. 1 Satz 3 setzt allerdings
nicht voraus, daß diese bei ein und demselben Arbeitgeber abgee
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leistet sein muß; der Wortlaut des Änderungsgesetzes vom 24“

August 1953 hätte dies andernfalls leicht ausdrücken können und

daher aueh müssen. Sie kann demnachauch bei verschiedenen Ar—
beitgebern nacheinander zurückgelegt sein. Die Beschäftigungen

müssen jedoch grundsätzlich kalendermäßig aneinander anschlie—

ßen° Unschädlich ist es dabei aber jedenfalls, wenn zwischen

zwei versicherungspfliohtigen Beschäftigungen ein Sonntag oder'

gesetzlicher Feiertag liegt. Das Gleiche ist noch anzunehmen,

wenn betriebsüblich der Sonnabend ( Samstag) arbeitsfrei—ist,

die Beschäftigung demnach am Freitag beendet und die neue am .
Montag begonnen wird° In diesen Fällen schließt ein zweites

Beschäftigungsverhältnis so unmittelbar an das erste an, daß

noch kein Zwischenraum vorliegt, der als Unterbrechung im Rechts
sinne anzusprechen wäre. Erst hinter diesem Stadium des sozu—

sagen noch "nahtlosen" Zusammenhangs beginnt die Prüfung, ob

eine — noch weitere — Zwischenzeit zur Unterbrechung führt°

Dabei hielt der Senat es für erforderlich, von vornherein zwei

Gesichtspunkte, die leicht für eine Nichtnuterbrqchung der ver—

sicherungspflichtigen Beschäftigung in Anspruch genommen werden

.könnten, auszuschalten, nämlich das Argument der berufsüblichen'

Pause und in aller Regel auch das Moment des Nichtverschuldens.

Zahlreiche deutsche Bühnen spielen nicht zwölf Monate im Jahr,

sondern nur
neun, zehn oder elf Monate. Es können also Pausen

bis zu drei Monaten und bei unterschiedlicher Lage der Spiel—

zeiten sogar noch längere Pausen entstehen. Solche berufsüblicha1

Zwischenräume nicht als Unterbrechung der Beschäftigung anzu—

sehen, würde einmal dem Sprachgebrauch Gewalt antun, zum anderen

aber auch die von jeher genutzten und vernünftigerweise zu nut—

zenden Möglichkeiten beeinträchtigen, in diesen Pausen zur Auf—

besserung der Einkünfte oder auch aus sonstigen, insbesondere

künstleriSchen Motiven andere Tätigkeiten zu übernehmen oder im

Notfall, soweit die Vorau8setzungen des-AVAVG erfüllt sind,

Arbeitslosenunterstützung zu
beziehen. Dies gilt auch für den

Fall, daß_der Bühnenangehörige bei Beendigung der letzten ver—
sicherungspflichtigen Beschäftigung bereits den Vertrag für

eine neue Spielzeit in der Hand hat° Die Auffassung des Sozial—‘

gerichts‚ daß insoweit weder eine Vermittlungsfähigkeit vorliege

noch der Bühnenangehörige selbst sich als arbeitslos ansehe, ist

— zumindest in'solcher’Verallgemeinerung —
unzutreffend„

_ 11 _
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Auch passen saisonmäßige Pausen, in deren Verlauf keine Bei;

träge zur Arbeitslosenversioherung entrichtet werden, schon“

aus diesem Grunde nicht in den Rahmen des 5 99 Abs. 1 Satz 5,
der gerade die langjährigen Beitragszahler belohnen, nicht

%

dagegen Personenkreisen Vorteile verschaffen will, die
mehr1

oder weniger regelmäßig immer wieder mit der Beitragszahlung

aussetzen°

Auszuschalten ist nach Auffassung des'Senats ferner in aller

Regel auch die Frage, ob eine Pause zwischen zwei versiche—

rungspflichtigen Beschäftigungen von dem Beschäftigünrver—

schuldet ist oder nicht. Insoweit vermag der Senat auch den

Ausführungen des Präsidenten der beklagten Bundesanstalt in

den Dienstblatterlassen 466/53 und 33/54 nicht beiizupflichten°

Den Arbeitsämtern wird darin in sinngemäßer Anwendung der 1

Grundsätzlichen Entscheidung des früheren Reichsversicherunäs—

amts Nr. 4008 vom 31. Oktober 1930 (RAB1. 1931 IV 8. 91)

empfohlen, eine Unterbrechung nicht anzunehmen, wenn die neue

versicherungspflichtige Beschäftigung ohne schuldhaftes Zögern

angetreten wird, wobei die Bundesanstalt eine Zwischenfristi

von höchstens 7 Tagen_noch für vertretbar erklärt. Abgesehen

davon, daß durch eine solche Handhabung ein erheblicher Un—

sicherheitsfaktor in die Beurteilung dieser Rechtsfälle hinein—

getragen würde, der zu unterschiedlichen und dadurch unbilligen

Entscheidungen führen müßte, wäre auch hier der Ausnahme—

charakter des @99 Abs. 1 Satz 3 nicht gewahrt° Hinzukommt,
daß die Gedankengänge der Grundsätzlichen Entscheidung Nr.4008

auf diese Fälle nicht ohne weiteres anwendbar erscheinen, weil

sie zu einem anderen Fragenkreis der Arbeitslosenversicherung9

nämlich zur Wartezeit, ergangen ist° ‘

Allerdings hält der Senat gewisse Ausnahmen im Rahmen des Nicht—
verschuldens nicht für völlig ausgeschlossen. Jedoch könnte es.

sich nur um Fälle handeln, die so geartet sind, daß bei wort;

licher Auslegung der Sinn des @99 Abs. 1 Satz 3 a.a.0° in
‚sein Gegenteil verkehrt und die Annahme einer Unterbrechung

zu einer ggßgrgewöhnlichen Härte führen würde; denn allgemeine

Härtefälle hat der Gesetzgeber bei seiner Regelung mit in Kauf

genommen. Dies könnte z.B. in Frage kommen, wenn der Anspruch

auf die erhöhte Unterstützungsdauer durch entsprechend lange;

ununterbrochene Beschäftigung bereits erworben war, die Ar—

_]_2..
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beitslcsenunterstützung aber erst nach einer weiteren, nicht

unmittelbar anschließenden versicherungspflichtigen Beschäfti—

gung begehrt wird (vgl. den Fall der Zahnarzthelferin, die wegen
der Geburt ihres Kindes aus zehnjähriger Beschäftigung aus-

schied und sich nach mehrwöchiger Zwischenzeit noch zu einer

elftätigen Aushilfe bei dem früheren Arbeitgeber bereit fand,

in dem Urteil des Landessozialgerichts Schleswig vom 6.4.1955

_ LAr Zoo/54 —)°

Die Grenze zwischen Unterbrechung und Nichtunterbrechung im.

vorliegenden Falle anhand des endgültigen Tatbestandes und unter

Zugrundelegung der vorstehenden Rechtsausführungen zu ermitteln,

ist zunächst Autgabe des Landessozialgerichts°

Die Entscheidung über die Kosten muß der Endentscheidung vor—
behalten bleiben°
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